
Auszug Gesetzentwurf Vorratsdatenspeicherung

Änderung des Telekommunikationsgesetzes

§ 113a - Pflichten zur Speicherung von Daten

(1) Wer öffentlich zugängliche Telekommunikationsdienste erbringt, ist verpflichtet, Daten, die von 

ihm bei der Nutzung seines Dienstes erzeugt oder verarbeitet werden, nach Maßgabe der Absätze 2 

und 4 unverzüglich für sechs Monate im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union zu speichern. Wer öffentlich zugängliche Internetzugangsdienste erbringt, aber 

nicht alle der nach Maßgabe der Absätze 2 und 4 zu speichernden Daten selbst erzeugt oder 

verarbeitet, hat

1. sicherzustellen, dass die nicht von ihm selbst bei der Erbringung des Dienstes erzeugten 

oder verarbeiteten Daten gemäß Satz 1 gespeichert werden, und

2. der Bundesnetzagentur auf deren Verlangen unverzüglich mitzuteilen, wer diese Daten 

speichert.

(2) Die Anbieter von Telefondiensten speichern:

1. die Rufnummer oder andere Kennung des anrufenden und des angerufenen Anschlusses 

sowie im Falle von Um- oder Weiterschaltungen jedes weiteren beteiligten Anschlusses,

2. den Beginn und das Ende der Verbindung nach Datum und Uhrzeit unter Angabe der 

zugrunde liegenden Zeitzone,

3. in Fällen, in denen im Rahmen des Telefondienstes unterschiedliche Dienste genutzt werden 

könne, Angaben zum genutzten Dienst,

4. im Falle mobiler Telefondienste ferner:

a. die internationale Kennung für mobile Teilnehmer für den anrufenden und den 

angerufenen Anschluss,

b. die internationale Kennung des anrufenden und des angerufenen Endgeräts,

c. die Bezeichnung der durch den anrufenden und den angerufenen Anschluss bei Beginn 

der Verbindung genutzten Funkzellen,



d. im Fall im Voraus bezahlter anonymer Dienste auch die erste Aktivierung des Dienstes 

nach Datum, Uhrzeit und Bezeichnung der Funkzelle,

5. im Fall von Internet-Telefondiensten auch die Internetprotokoll-Adresse des anrufenden und 

des angerufenen Anschlusses sowie die eindeutige Kennung des Anschlusses, über den die 

Internetnutzung erfolgt.

Satz 1 gilt entsprechend bei der Übermittlung einer Kurz-, Multimedia- oder ähnlichen Nachricht; 

hierbei sind anstelle der Angaben nach Satz 1 Nr. 2 die Zeitpunkte der Versendung und des 

empfangs der Nachricht zu speichern.

(3) Die Anbieter von Diensten der elektronischen Post speichern:

1. bei Versendung einer Nachricht die Kennung des elektronischen Postfachs und die 

Internetprotokoll-Adresse des Absenders sowie die Kennung des elektronischen Postfachs 

jedes Empfängers der Nachricht,

2. bei Eingang einer Nachricht in einem elektronischen Postfach die Kennung des 

elektronischen Postfachs des Absenders und des Empfängers der Nachricht sowie die 

Internetprotokoll-Adresse der absendenden Telekommunikationsanlage,

3. bei Zugriff auf das elektronische Postfach dessen Kennung und die Internetprotokoll-

Adresse des Abrufenden,

4. die Zeitpunkte der in den Nummern 1 bis 3 genannten Nutzungen des Dienstes nach Datum 

und Uhrzeit unter Angabe der zugrunde liegenden Zeitzone.

(4) Die Anbieter von Internetzugangsdiensten speichern:

1. die dem Teilnehmer für eine Internetnutzung zugewiesene Internetprotokoll-Adresse,

2. eine eindeutige Kennung des Anschlusses, über den die Internetnutzung erfolgt,

3. Datum und Uhrzeit unter Angabe der zugrunde liegenden Zeitzone von Beginn und Ende 

der Internetnutzung unter der zugewiesenen Internetprotokoll-Adresse.

(5) Soweit Anbieter von Telefondiensten die in dieser Vorschrift genannten Verkehrsdaten für die in 

§ 96 Abs. 2 genannten Zwecke auch dann speichern und protkollieren, wenn der Anruf 

unbeantwortet blieb oder wegen eine Eingriffs des Netzwerkmanagements erfolglos ist, sind die 



Verkehrsdaten auch nach Maßgabe dieser Vorschrift zu speichern.

(6) Wer Telekommunikationsdienste erbringt und hierbei die nach Maßgabe dieser Vorschrift zu 

speichernden Angaben verändert, ist zur Speicherung der ursprünglichen und der neuen Angabe 

sowie des Zeitpunktes der Umschreibung dieser Angaben nach Datum und Uhrzeit unter Angabe 

der zugrunde liegenden Zeitzone verpflichtet.

(7) Wer ein Mobilfunknetz für die Öffentlichkeit betreibt, ist verpflichtet, zu den nach Maßgabe 

dieser Vorschrift gespeicherten Bezeichnung der Funkzelle auch Daten vorzuhalten, aus denen sich 

die geografische Lagen der die jeweiligen Funkzelle versorgenden Funkantennen sowie deren 

Hauptabstrahlrichtungen ergeben.

(8) Der Inhalt der Kommunikation und Daten über aufgerufene Internetseiten dürfen auf Grund 

dieser Vorschrift nicht gespeichert werden.

(9) Die Speicherung der Daten hat so zu erfolgen, dass Auskunftsersuchen der berechtigten Stellen 

unverzüglich beantwortet werden können.

(10) Der nach dieser Vorschrift Verpflichtete hat die allein auf Grund dieser Vorschrift gespeicherten 

Daten unverzüglich, spätestens jedoch an dem Werktag, der auf den Ablauf der Frist nach Absatz 1 

Satz 1 folgt, nach dem Stand der Technik zu löschen oder die Löschung sicherzustellen.

§ 113b - Verwendung der nach § 113a gespeicherten Daten

(1) Die allein auf Grund des § 113a gespeicherten Daten dürfen für eine Auskunft über die in § 113 

Absatz 1 Satz 1 in Bezug genommenen Daten zu bekannten Internetprotokoll-Adressen, die zu 

bestimmten Zeitpunkten zugewiesen waren oder noch sind, verwendet werden, wenn diese 

Auskunft von der zuständige Behörde

1. für Zwecke der Verfolgung von Straftaten oder auch im Einzelfall besonders gewichtiger 

Ordnungswidrigkeiten,

2. zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung oder 

3. zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 

der Länder, des Bundesnachrichtendienstes und des Militärischen Abschirmdienstes verlangt 

wird. Für Zwecke der Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten darf die Auskunft nur verlangt 

werden in Verfahren wegen §§ XXXX OWiG.



(2) Darüber hinaus dürfen die allein auf Grund der Speicherungsverpflichtung nach § 113a 

gespeicherten Daten 

1. zur Verfolgung von auch im Einzelfall schwer wiegenden Straftaten nach § 100g Abs. 1a der 

Strafprozessordnung,

2. zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit bei vorliegen tatsächlicher 

Anhaltspunkte für eine konkrete Gefahr für Leib, Leben, Freiheit einer Person, Bestand oder 

Sicherheit des Bundes oder eine Landes oder zur Abwehr einer gemeinen Gefahr oder

3. zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 

der Länder, des Bundesnachrichtendienstes und des Militärischen Abschirmdienstes bei 

vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte für eine konkrete Gefahr für Leib, Leben, Freiheit 

einer Person, Bestand oder Sicherheit des Bundes oder eine Landes oder zur Abwehr einer 

gemeinen Gefahr

an die zuständigen Stellen auf deren Verlangen übermittelt werden, soweit dieses in den jeweiligen 

gesetzlichen Bestimmungen unter Bezugnahme auf § 113a vorgesehen und die Übermittlung im 

Einzelfall angeordnet ist.

Änderung der Strafprozessordnung

§ 100g - Datenermittlung mithilfe von Telekommunikationsdaten

(1a) Verkehrsdaten, die allein nach § 113a des Telekommunikationsgesetzes gespeichert sind, 

dürfen nach Maßgabe des Absatz 1 erhoben werden, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht 

begründen, dass jemand als Täter oder Teilnehmer eine Straftat von auch im Einzelfall erheblicher 

Bedeutung nach Satz 2 begangen hat, in Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, zu begehen 

versucht hat oder durch eine Straftat vorbereitet hat. Straftaten im Sinne des Satz 1 sind

1. die in § 100 a Abs. 2 der Strafprozessordnung aufgeführten Straftaten und

2. Straftaten, sofern sie mittels Telekommunikation begangen wurden, aus dem 

Strafgesetzbuch:

a. Straftaten des Friedensverrats, des Hochverrats und der Gefährdung des demokratischen 

Rechtsstaates sowie des Landesverrats und der Gefährdung der äußeren Sicherheit nach 

den §§ 83, 89b bis 91,



b. Straftaten gegen Verfassungsorgane sowie bei Wahlen und Abstimmungen nach den §§ 

105 bis 108a,

c. Straftaten gegen die Staatsgewalt oder die öffentliche Ordnung nach den §§ 111, 126, 

130a, 131, 134, 145

d. falsche Verdächtigung nach § 164,

e. Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger nach § 180,

f. Verbreitung, Erwerb und Besitz kinder- und jugendpornographischer Schriften nach §§ 

184b und 184c, soweit nicht bereits von § 100a Abs. 2 Nr. 1 g) der Strafprozessordnung 

erfasst,

g. Straftaten gegen den persönlichen Lebens- und Geheimbereich nach §§ 202a bis 203

h. Nötigung oder Bedrohung nach §§ 240 oder 241, 

i. Betrug und Computerbetrug nach den §§ 263, 263a, soweit nicht bereits von § 100a Abs. 

2 Nr. 1 n) der Strafprozessordnung erfasst,

j. Straftaten der Urkundenfälschung nach §§ 268 bis 270, soweit nicht bereits von § 100a 

Abs. 2 Nr. 1 p) der Strafprozessordnung erfasst,

k. unerlaubte Veranstaltung eines Glücksspiels nach § 284,

l. Störung von Telekommunikationsanlagen nach § 317,

m. Straftaten im Amt nach §§ 353b, 355.


